585 Ausgabe A. 
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183 Verordnung 


gegen Neubildung von politiihen Parteien. 
Vom 1. November 1937. 

In Erfüllung der wichtigſten Staatspflicht, im Staatsgebiet für Ordnung und Sicherheit zu 
ſorgen, hat die Freie Stadt Danzig die politiſchen Parteien, die ſie als Unruheherd erkannt hat, 
aufgelöſt; es wird weiter ihre Pflicht ſein, die politiſchen Parteien als Träger der Unruhegefahr und 
Erreger ſtrafbarer Handlungen nicht mehr zur Entſtehung kommen zu laſſen. Dieſem Zweck dient die 
nachſtehende Verordnung. 

Sie wird mit Geſetzeskraft auf Grund des 8 1 Ziffer 9 und 33 und des $ 2 des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie des die Geltungs- 
dauer dieſes Geſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) erlaſſen. 

8 1 
Die Bildung neuer politiſcher Parteien im Gebiet der Freien Stadt Danzig iſt verboten. 
8 2 

Wer es unternimmt, eine neue politiſche Partei zu bilden, oder den Zuſammenhalt einer auf⸗ 
gelöſten politiſchen Partei wieder herzuſtellen, wird mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder mit Ge— 
fängnis von ſechs Monaten bis zu drei Jahren beſtraft. 

83 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 1. November 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 
J 1960 Boed Rettelsky Dr Großmann Dr. Schimmel 


184 Verordnung 
über die Staatsjugend in Danzig. 
Vom 1. November 1937. 


Die Jugend iſt der Träger der Zukunft des Volkes. Es iſt notwendig, die Jugend auf ihre 
künftigen Pflichten dem Volk gegenüber vorzubereiten. 

Daher wird auf Grund des § 1 Ziffer 39 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Die deutſchſtämmige Jugend der Freien Stadt Danzig wird zu einer Staatsjugend zuſammen— 
gefaßt. Aufgabe der Staatsjugend iſt die körperliche, geiſtige und ſittliche Erziehung der Jugend 
zum Dienſt am Volk und zur Volksgemeinſchaft. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 11. 1937.) 
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82 
Die Führung der Staatsjugend wird dem Staatsjugendführer übertragen. Staatsjugendführer iſt 
der jeweilige Präſident des Senats der Freien Stadt Danzig. 
8 3 
Die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften erläßt der Senat der Freien 
Stadt Danzig. 
Danzig, den 1. November 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr Wiercinski⸗Keiſer Dr Hoppenrath 
J 1970 Boeck Rettelsky Dr Großmann Dr Schimmel 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


